
Sachsens
leuchtende
Bänder
Hightech trifft auf Lausitzer Textil-
tradition: Die Bandweberei F. J.
Rammer GmbH in Ohorn will im
Rahmen eines Forschungsprojekts
leuchtende Bänder auf den Markt
bringen. „Bisher wurde für optische
Fasern Quarzglas verwendet, das
aufgrund seiner empfindlichen Ei-
genschaften nicht gut zu verarbei-
ten ist. Gerade wird in Jena ein neu-
es Glas entwickelt, das als Faser
über die Webmaschine laufen
kann“, sagte Projektleiter Klaus
Richter beim Besuch von Bundes-
forschungsministerin Johanna
Wanka (CDU) gestern in Ohorn
(Landkreis Bautzen). Die ersten Ver-
suche habe man durchgeführt, nun
müssten die Maschinen angepasst
werden, hieß es. Neben Rammer ar-
beiten 17 weitere Firmen und drei
Institute in Sachsen und Thüringen
an der Entwicklung der „maßge-
schneiderten optischen Fasern“. Die
Neuheit aus Ohorn soll in drei Jah-
ren für den Markt bereitstehen. Das
Foto zeigt eine Rolle mit optischen
Fasern. FOTO: ARNO BURGI/DPA

MOSKAU — Die Bewerbung bei Ros-
neft sei eine private Entscheidung,
sagte Gerhard Schröder. Der Ex-
Kanzler äußerte sich gestern gegen-
über der Schweizer Zeitung „Blick“
zu den Beweggründen für seinen vo-
raussichtlichen Einstieg beim russi-
schen Staatskonzern Rosneft. „Ich
bin der Auffassung, dass die Integra-
tion Russlands in die Weltwirtschaft
und die Integration der Energiewirt-
schaft Russlands von großer Bedeu-
tung ist.“ Zudem besitze Rosneft er-
hebliche Interessen in Deutschland,
speziell im Osten.

Schröder hat beste Aussichten,
am 29. September in den Aufsichts-
rat der Ölfirma gewählt zu werden.
Das Jobangebot mit einem Brutto-
jahresgehalt von etwa 500.000 Dol-
lar ist in Deutschland heftig umstrit-
ten. Es wäre nicht Schröders erster

Russland-Posten, seit Ende 2005 sitzt
er dem Aktionärsausschuss der Gaz-
prom-Tochter Nord Stream vor. Ros-
neft gilt neben Gazprom als zweites
Standbein von Russlands Rohstoff-
exportwirtschaft. Rosneft ist derzeit
der größte Erdölproduzent der Welt.
Auf den Konzern entfallen nach ei-
genen Angaben gut sechs Prozent
der weltweit geförderten Ölmenge.

Rosneft besitzt größere Ölreser-
ven als jedes andere Unternehmen
der Welt – 37,7 Milliarden Barrel.
Und Firmenchef Setschin gilt als der
vielleicht engste Vertraute Wladi-
mir Putins. Wie Putin hat er KGB-Er-
fahrung, diente ihm als Chefsekre-
tär in der Petersburger Stadtverwal-
tung und der Moskauer Regierung.
„Setschin ist ein Teil der Gehirnzel-
len Putins“, sagte ein Minister 2004
der Zeitschrift „Time“.

Das Gespann soll dafür gesorgt
haben, dass bei der Zerschlagung des
Jukos-Konzerns 2004 die Filetstücke
der vormals größten russische Ölfir-
ma bei Rosneft landeten, 2013 er-
warb Rosneft den damaligen Bran-
chendritten TNK-BP. Der Konzern
expandiert auch im Ausland, im
Deutschland hat er sich in die Raffi-
nerien RSK, Miro und Bayernoil ein-
gekauft. Konzernchef Setschin
selbst verkündete stolz, Rosneft si-
chere 5000 Arbeitsplätze in
Deutschland. Zuhause aber hat der
Konzern mächtig Schulden ange-
häuft: Umgerechnet 62,6 Milliarden
Dollar waren es zuletzt. Kritiker
werfen Rosneft Vetternwirtschaft
und Missmanagement vor.

Wie Gazprom hat auch Rosneft
praktisch kaum eigene Technolo-
gien entwickelt. So engagierte man

etwa bei der Erschließung des Ölfel-
des Wankerskoje in Ostsibirien aus-
ländische Ingenieurdienstleister.
Und man setzt auf Kooperationen
mit westlichen Rohstoffkonzernen
wie Eni, BP und vor allem dem US-
Branchenführer Exxon-Mobil. Ros-
neft und Exxon-Mobil schlossen
2011 eine strategische Partnerschaft
ab, bei der es um schwer erschließ-
bare Ölfunde in der Arktis und dem
Schwarzen Meer ging. Setschin und
der damalige Exxon-Chef und heuti-
ge US-Außenminister Rex Tillerson
sollen damals regelmäßig gemein-
sam Motorrad gefahren sein.

Rosneft steht heute jedoch ganz
oben auf der Liste der Sanktionen,
die der Westen nach der Krimkrise
gegen Russland verhängt hat. West-
lichen Firmen bleibt der Verkauf
von Technik und Know-how an rus-
sische Rohstoffförderer verboten.

Gerhard Schröder steigt also bei
einer Firma ein, die mehr Transpa-
renz und Effektivität braucht. Oder
eine stärkere Lobby im Westen. „Ich
glaube nicht, dass Schröder Rosneft
helfen kann“, sagt der Petersburger
Wirtschaftsexperte Dmitri Trawin.
„Er ist kein Fachmann im Ölge-
schäft, er weiß auch nicht, wie russi-
sche Betriebe funktionieren.“ Aber
es sei gut möglich, dass Schröder an-
geheuert wurde, um mit seinen Be-
ziehungen in der westlichen Politik
Rosnefts internationale Position zu
stärken. Und um vielleicht sogar die
Sanktionen zu Fall zu bringen. „Die-
se erfüllen ihre Funktionen nur be-
dingt“, sagte Schröder gestern.

Der Konzern ist der größte
Ölproduzent Russlands.
Der Firmenchef gilt als
Vertrauter von Putin, der
Konzern steht auf der
Sanktionsliste des Wes-
tens. Ausgerechnet dort
will Ex-Kanzler Schröder
anheuern. Wieso eigent-
lich?

Rosneft – Ölkonzern unter Putins Einfluss
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Kennen sich schon länger: Ex-Kanzler Gerhard Schröder (re.) spricht mit Ros-
neft-Chef Igor Setschin. Das Bild entstand 2012 während des Internationalen
Wirtschaftsforums in St. Petersburg. FOTO: K. KUDRYAVTSEV/DPA

GERUCHSBELÄSTIGUNG

Gericht erleichtert
Neubau von Ställen
LEIPZIG — Landwirte dürfen auch in
geruchlich belasteten Ortschaften
ihre Betriebe erweitern, wenn sie die
Geruchsbelastung an anderer Stelle
mindern. Dies stellte das Bundesver-
waltungsgericht klar. Im Streitfall
wollte ein Landwirt einen Stall für
1920 Ferkel, drei Silos und einen
Güllebehälter bauen. Der nieder-
sächsische Landkreis Rotenburg ge-
nehmigte das mit Blick auf die Zusi-
cherung, die zusätzlichen Geruchs-
emissionen durch Maßnahmen an
anderer Stelle auszugleichen. Den-
noch klagte eine Nachbarin dage-
gen. Das Oberverwaltungsgericht
Lüneburg gab ihr recht. Dieses Ur-
teil hob das Bundesverwaltungsge-
richt nun auf. (dpa) Az: 4 C 3.16

FORSCHUNG

TU Chemnitz treibt
Leichtbau voran
CHEMNITZ — Die Technischen Uni-
versitäten in Chemnitz und Braun-
schweig wollen ihre Kompetenzen
im Bereich Leichtbau bündeln und
über weitere große Projekte ihre in-
ternationale Spitzenstellung aus-
bauen. Gestern schlossen beide Unis
eine Kooperationsvereinbarung,
wie die TU Chemnitz mitteilte. Ziel
sei es, eine gemeinsame Organisati-
onsstruktur zur Herstellung von
Carbonfasern und eine Forschungs-
Roadmap zu entwickeln. Zusam-
men mit Braunschweig und dem
Wolfsburger Forschungscampus
OHLF könne wirkungsvoll die Lü-
cke zwischen Grundlagen- und der
anwendungsnahen Forschung in
der Schlüsseltechnologie Leichtbau
geschlossen werden, hieß es. (fp)

RASSISMUS

Trump löst
Beratergremien auf
WASHINGTON — Wegen seiner Positio-
nierung zu den rechten Ausschrei-
tungen in Charlottesville hat US-
Präsident Donald Trump zwei Bera-
tergremien mit Wirtschaftsvertre-
tern verloren. Trump teilte nach Kri-
tik an seinen Äußerungen zu Char-
lottesville mit, er schließe den von
ihm geschaffenen Industrierat so-
wie sein Strategieforum. Er wolle die
Geschäftsleute nicht unter Druck
setzen. Die Chefs von Merck, Walt
Disney, Intel und weiteren Konzer-
nen hatten sich schon zuvor von
Trump abgesetzt. (epd)

MASCHINENBAU

Bewerbern fehlt das
Grundlagenwissen
LEIPZIG — 60 Prozent der ausbilden-
den Maschinenbau-Firmen in Ost-
deutschland haben Schwierigkei-
ten, Azubis zu finden. Das seien
zehn Prozentpunkte mehr als noch
im Vorjahr, teilte der Branchenver-
band VDMA Ost mit. Die 350 befrag-
ten Firmen gaben als Hauptproble-
me fehlende Kompetenzen und
rückläufige Bewerberzahlen an. Ne-
ben fehlendem Grundlagenwissen
in Mathematik, Physik und Deutsch
beklagten sie ungenügende soziale
Kompetenzen und mangelnde Moti-
vation bei den Bewerbern. Die rück-
läufigen Bewerberzahlen erklärten
sie sich auch damit, dass viele Leute
sich gegen eine Ausbildung und für
ein Studium entschieden. (dpa)

GETRÄNKE

Mehr Mineralwasser
produziert
DÜSSELDORF — Still und regional: So
mögen die Deutschen ihr Mineral-
wasser. Und sie wollen immer mehr
davon. Laut dem Statistischen Bun-
desamt wurden 2016 rund 13,8 Mil-
liarden Liter Mineralwasser hierzu-
lande produziert – ein neuer Rekord.
Besonders beliebt sind Medium- und
stille Mineralwasser. Zusammen
machten sie 2016 erstmals mehr als
die Hälfte der Produktion aus. Auch
für dieses Jahr erwartet der Bran-
chenverband VDM Zuwächse. (dpa)

NACHRICHTEN

Dass die Tätigkeit von Ex-Kanzler
Gerhard Schröder für einen russi-
schen Staatskonzern fast zwölf Jahre
nach seiner Amtszeit „Privatsache“
ist, sieht selbst die Organisation Lob-
bycontrol so. „Ein Regelverstoß ist es
nicht, dazu liegt die Kanzlerschaft
einfach schon zu lange zurück“, sagte
Lobbycontrol-Sprecherin Christina
Deckwirth. Ein Skandal sei aber sein
Wechsel zur Gazprom-Tochter Nord
Stream gleich nach dem Ausscheiden
aus dem Kanzleramt gewesen.

Heute wäre es rechtlich gesehen
nicht mehr möglich, dass Schröder
nur 163 Tage nach Erhalt seiner Ent-
lassungsurkunde Aufsichtsratschef ei-
ner Pipeline-Gesellschaft wurde, für
die er zuvor mit Putin geworben hat-
te. Schröders Fall, aber mehr noch
der Wechsel Eckart von Klaedens aus
dem Kanzleramt zu Daimler oder Ro-
nald Pofallas Bahn-Tätigkeit nach sei-
ner Zeit als Minister führten zu einer
gesetzlichen Regelung.

Ausscheidende Kanzler, Minister
oder Staatssekretäre müssen danach
einen Wechsel in die Wirtschaft bei
der Bundesregierung anmelden. Die-
se kann seither die Ausübung der Tä-
tigkeit „für die Zeit der ersten 18 Mo-
nate nach dem Ausscheiden aus dem
Amt ganz oder teilweise untersagen“,
wie es im Gesetzestext heißt. Streng
genug sind sie den Anti-Lobby-Lobby-
isten ohnehin nicht, sie fordern eine
Karenzzeit von drei Jahren. (zic)

Kein Regelverstoß

BERLIN — Nach dem Insolvenzantrag
der Air Berlin sind für heute konkre-
te Verkaufsverhandlungen für die
zweitgrößte deutsche Airline ge-
plant. Marktführer Lufthansa will
sich aus der Insolvenzmasse einen
großen Teil der Flugzeuge sichern.
Es könne um rund 90 der 144 Flug-
zeuge gehen, wurden gestern Infor-
mationen der „Süddeutschen Zei-
tung“ in Unternehmenskreisen be-
stätigt. Weitere Gespräche soll es
mit Easyjet und Tuifly geben.

Lufthansa sieht sich unter gro-
ßem Zeitdruck, sodass die bereits

seit Monaten vorangetriebenen Ver-
handlungen schon in der kommen-
den Woche abgeschlossen werden
könnten. Mit dem Air-Berlin-Vor-
stand und dem Sachwalter Lucas
Flöther solle auch über das Wochen-
ende verhandelt werden.

Air Berlin hatte am Dienstag In-
solvenz beantragt, nachdem Etihad
ihr die finanzielle Unterstützung
entzogen hatte. Der Flugbetrieb ist
durch einen Kredit des Bundes über
150 Millionen Euro noch für etwa
drei Monate gesichert.

Laut Air-Berlin-Chef Thomas
Winkelmann steht die Airline
schon seit Wochen mit den Kaufin-
teressenten in Kontakt. Alle seien
„in finanzieller Hinsicht seriös, vom
Volumen her ausreichend groß, um
Air Berlin eine sichere Zukunft zu
bieten, und hätten zudem das Inte-
resse, weiter vom Standort Deutsch-
land aus zu operieren“, sagte Win-
kelmann der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung“. Er nannte keine Na-
men außer den der Lufthansa.

Bundesverkehrsminister Alexan-
der Dobrindt (CSU) nannte es drin-
gend geboten, dass Lufthansa we-
sentliche Teile der insolventen Air-
line übernimmt. „Wir brauchen ei-
nen deutschen Champion im inter-
nationalen Luftverkehr“, sagte Do-
brindt der „Rheinischen Post“.

Die Gewerkschaft Verdi fürchtet,
dass die Interessenten nur die Flug-
zeuge kaufen wollen und die mehr
als 8000 Beschäftigten von Air Ber-
lin sich neu bewerben müssen.
„Dann wären Lohnverluste von bis
zu 50 Prozent zu befürchten“, sagte
Verdi-Vorstand Christine Behle nach
einem Gespräch mit Air-Berlin-Per-
sonalchefin Martina Niemann. „Die-
se Perspektive hat uns ziemlich ge-
schockt.“ Verdi fordert von den
Übernehmern, die Mitarbeiter zu
fairen Konditionen weiterzube-
schäftigen. Die Flugbegleiterge-
werkschaft Ufo kritisierte: „Die Bie-
ter wollen nur das Blech, und die
Leute können sehen, wo sie blei-
ben.“ Tarifvorstand Nicoley Baublies

appellierte an die Politik, die Ar-
beitsplätze zu aktuellen Bedingung-
en zu sichern. „Mit dem 150-Millio-
nen-Kredit sollten schließlich die
Jobs gerettet werden“, sagte Baublies.

Lufthansa will neben bereits an-
gemieteten 38 Air-Berlin-Jets die ös-
terreichische Touristik-Tochter Niki
und weitere Flugzeuge überneh-
men. Sie sollen unter dem Dach der
Lufthansa-Tochter Eurowings an
den Start gehen. Enthalten seien
auch die meisten der 17 Langstre-
cken-Jets der Air Berlin, die ebenfalls
an die Eurowings gehen sollen.

Der Billigflieger Ryanair hatte die
geplante Übernahme großer Flot-
tenteile durch die Lufthansa scharf
kritisiert und Klage bei den Kartell-
behörden eingereicht. Kein Interes-
se hat Lufthansa dem Vernehmen
nach an älteren Propellermaschinen
und an den 14 Boeing-Jets, die Air
Berlin zu hohen Kosten von der Tu-
ifly gemietet hat. Sie könnten an den
Touristikflieger des Tui-Konzerns
zurückfallen. (dpa)

Unter hohem Zeitdruck
will sich Lufthansa Teile
der Air Berlin einverleiben.
Schon in der nächsten Wo-
che könnte alles klar sein.
Für die Beschäftigten sind
die Aussichten trübe.

Verkaufspläne für Air Berlin werden konkreter

Könnte bald unter dem Dach der
Lufthansa-Tochter Eurowings an den
Start gehen: ein Flugzeug von Air
Berlin. FOTO: BERND SETTNIK/DPA
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